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fraglichen Zeitpunkt weder durch den Zeugen Kl. noch 
durch andere übergeordnete Leiter spezielle Leitungsauf­
gaben übertragen waren. Der Zeuge Kl. bekundete in der 
Beweisaufnahme, daß der Angeklagte ausschließlich Auf­
gaben als Wartenelektriker, nicht aber Leitungsaufgaben 
zu erfüllen hatte und daher auch nicht weisungsbefugt war.

Daher oblagen dem Angeklagten entgegen der Auffas­
sung des Kreisgerichts zum fraglichen Zeitpunkt keinerlei 
Leitungsaufgaben und deshalb auch keine diesbezüglichen 
Pflichten. Er war also zu diesem Zeitpunkt Werktätiger 
ohne Leitungsfunktion. In dieser Eigenschaft nahm er die 
Information der Zeugen F. und S. entgegen und gab sie 
danach an den für die betreffenden Arbeiten zuständigen 
Elektromonteur Ka. weiter. Diese Art der Übertragung be­
stimmter Aufgaben von Schicht zu Schicht zwischen den 
einzelnen Elektrikern war — wie das Kreisgericht selbst 
feststellte — in diesem Bereich bisher üblich. Im Gegensatz 
zur kreisgerichtlichen Auffassung läßt sich daraus, daß eine 
solche Handhabung den betrieblichen Weisungen wider­
sprach, eine Leitungsverantwortung des Angeklagten eben­
falls nicht ableiten.

Der Stellvertreter eines leitenden Mitarbeiters ist 
grundsätzlich auch nicht dafür verantwortlich, daß betrieb­
liche Festlegungen, die arbeitsorganisatorische Fragen be­
treffen (hier: Schichtübernahme und Durchführung von 
Reparaturarbeiten), von allen Werktätigen des betreffen­
den Bereichs ständig eingehalten bzw. durchgesetzt wer­
den. Eine solche Verantwortung obliegt ihm entsprechend 
den dargelegten Grundsätzen nur insoweit, als er die Funk­
tion eines leitenden Mitarbeiters tatsächlich ausübt.

Duldet er Verletzungen solcher betrieblichen Festlegun­
gen bzw. Weißungen zu einem Zeitpunkt oder in einem 
Bereich, in dem er Leitungsaufgaben weder wahrnimmt 
noch wahrzunehmen hat, dann widerspricht dieses Verhal­
ten zwar den Grundsätzen der sozialistischen Moral, stellt 
aber keine Rechtspflichtverletzung dar, es sei denn, es han­
delt sich um Pflichten aus § 217 Abs. 2 AGB (vgl. OG, Ur­
teil vom 28. September 1976 - 2 b OSK 26/76 - NJ 1977, 
Heft 3, S. 87).

Verletzt er als Werktätiger ohne Leitungsfunktion selbst 
solche Festlegungen, dann erstreckt sich seine Verantwor­
tung ausschließlich auf sein eigenes Verhalten und ggf. 
daraus resultierende unmittelbare Folgen; sie begründet 
aber keine Verantwortung für das Verhalten anderer 
Werktätiger (vgl. Ziff. 9 des Beschlusses des Präsidiums des 
Obersten Gerichts zur Rechtsprechung auf dem Gebiet des 
Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutzes vom 13. Septem­
ber 1978, a. a. O.).

Für den Angeklagten bestand also auch unter diesen 
Gesichtspunkten nicht die Rechtspflicht, das Verhalten des 
Elektromonteurs Ka. zu kontrollieren oder ihm Hinweise 
oder Weisungen zur Durchführung der im Zuständigkeits­
bereich dieses Elektromonteurs liegenden Arbeiten zu ge­
ben. Somit ist festzustellen, daß dem Angeklagten in bezug 
auf die durch den Elektromonteur Ka. ausgeführten Ar­
beiten keine Rechtspflichten oblagen. Demzufolge liegt 
auch keine Pflichtverletzung vor, und der Angeklagte hätte 
gemäß § 244 StPO freigesprochen werden müssen.

Auf den Kassationsantrag war daher das Urteil des 
Kreisgerichts gemäß § 321 Abs. 1 StPO im Schuld- und 
Strafausspruch aufzuheben. In Selbstentscheidung gemäß 
§ 322 Abs. 1 Ziff. 3 StPO war der Angeklagte freizuspre­
chen.

§§ 53, 55 StGB.
Zur Abgrenzung des Tätigkeitsverbots gemäß § 53 StGB 
vom Entzug bestimmter Erlaubnisse nach § 55 StGB (hier: 
Fahrerlaubnis für Triebwagenführer der Straßenbahn). 
BG Erfurt, Urteil vom 16. Januar 1981 — 2 BSB 612/80.

Der Angeklagte hat seit März 1978 die Berechtigung zum 
Führen eines Triebwagens der Straßenbahn. Er verur­
sachte als Triebwagenführer am 12. Juni 1980 einen Auf­

fahrunfall, der einen Sachschaden in Höhe von fast 
86 000 M zur Folge hatte. Die vier beteiligten Straßen­
bahnwagen waren außerdem insgesamt 178 Tage nicht 
einsatzfähig.

Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Kreis- 
gericht den Angeklagten wegen Herbeiführung eines 
schweren Verkehrsunfalls (Vergehen gemäß § 196 Abs. 1 
und 2 StGB) unter Auferlegung einer Bewährungszeit 
von 2 Jahren und Androhung einer Freiheitsstrafe von 
10 Monaten auf Bewährung. Es sprach die Verpflichtung 
zur Bewährung am Arbeitsplatz aus, bestätigte die Bürg­
schaft des Rangierkollektivs für die Dauer der Bewäh­
rungszeit und verurteilte ihn im Rahmen der materiellen 
Verantwortlichkeit zum Schadenersatz in Höhe eines mo­
natlichen Tariflohns. Außerdem untersagte es dem An­
geklagten für die Dauer von 6 Monaten die Tätigkeit als 
Triebwagenführer.

Gegen diese Entscheidung legte der Angeklagte Beru­
fung ein, mit der er die Aufhebung der ausgesprochenen 
Untersagung der Tätigkeit als Triebwagenführer er­
strebte. Die Berufung ist zum Teil begründet.

Aus der Begründung:
Wegen der Beschränkung des Rechtsmittels hatte der Se­
nat von dem zutreffend festgestellten Sachverhalt und 
der rechtlichen Würdigung des strafbaren Verhaltens des 
Angeklagten im Urteil des Kreisgerichts auszugehen. Auch 
die Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit, 
soweit sie mit der Berufung nicht angefochten wurden, 
sind nicht zu beanstanden.

Zutreffend wendet sich das Rechtsmittel aber gegen 
das im Urteil ausgesprochene Tätigkeitsverbot als Trieb­
wagenführer für die Dauer von sechs Monaten. Im Urteil 
wird zwar nicht die gesetzliche Grundlage für diese Maß­
nahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit genannt. 
Der Formulierung ist aber zu entnehmen, daß es sich um 
ein Tätigkeitsverbot nach § 53 StGB handelt. Die Anwen­
dung dieser Zusatzstrafe ist im vorliegenden Fall unzu­
treffend. Die ausgesprochene Dauer von sechs Monaten 
verstößt außerdem gegen die in § 53 Abs. 5 StGB vorge­
schriebene Mindestdauer von einem Jahr.

Nach dem festgestellten Sachverhalt handelt es sich 
um den Entzug einer Erlaubnis nach § 55 StGB. Für die 
bahnbetriebsdienstlichen Prüfungen zum Erwerb dieser 
Fahrerlaubnis gelten gemäß § 71 Abs. 5 der Bau- und Be­
triebsordnung für Straßenbahnen (BO Strab) vom 22. Ja­
nuar 1967 (veröffentlicht als Textausgabe dm Staatsverlag 
der DDR, Berlin 1976) die Bestimmungen der Anlage 1 
Ziff. 2 zur Anweisung Nr. 17 zur BO Strab (Ausbildung, 
Prüfung und Einweisung der Betriebsangehörigen). Da­
nach benötigen die Trdebwagenführer der Straßenbahn 
eine Fahrerlaubnis für Straßenbahn und eine Berechti­
gungskarte. Wenn auch nach der genannten Bestimmung 
der Entzug dieser Fahrerlaubnis den dort genannten Or­
ganen bzw. Personen obliegt, hat das Gericht — entgegen 
den Ausführungen in der Berufung — das Recht, diese 
Erlaubnis unter 'bestimmten Voraussetzungen gemäß 
§ 55 StGB zu entziehen. Die Anwendung dieser Zusatz- 
Strafe ist möglich, wenn wegen der Straftat die Voraus­
setzungen für die dem Täter erteilte Erlaubnis nicht mehr 
gegeben sind und wenn zwischen der Straftat und dem 
durch die Erlaubnis gestatteten Verhalten ein Zusammen­
hang bestanden hat.

Im vorliegenden Fall waren diese Kriterien des 
Erlaubnisentzuges gegeben. Zu beachten war dabei die 
Tatschwere, die sich in der Gefährlichkeit des Fahrens 
und in den weitreichenden Folgen ausdrückt. Der Entzug 
dieser Fahrerlaubnis war nicht nach § 54 StGB, sondern 
nach § 55 StGB auszusprechen. Die vom Kreisgericht fest­
gelegte Dauer dieses Entzugs für sechs Monate entspricht 
der Sach- und Rechtslage (§ 55 Abs. 2 StGB i. V. m. § 54 
Ahs. 2 StGB).

In Übereinstimmung mit den Ausführungen des Ver­
treters des Staatsanwalts des Bezirks war daher das erst­
instanzliche Urteil nach §§ 299 Abs. 2 Ziff. 2, 301 Abs. 2 
Ziff. 1 StPO zu ändern. Die weitergehende Berufung, die


